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Lothar Lindenau 

 

Die berufsständische Versorgung – 

und damit auch das Versor-

gungswerk der Rechtsanwälte im 

Lande Nordrhein-Westfalen – steht 

als Teil der so genannten ersten 

Säule im gegliederten System der 

Alterssicherung der Bundesrepublik 

Deutschland gleichberechtigt neben 

der gesetzlichen Rentenversiche-

rung und der Beamtenversorgung. 

Gleichwohl ist die Kenntnis dieses 

Systems auch unter Rechtsanwäl-

tinnen und Rechtsanwälten oftmals 

gering. Aus Anlass des 25-jährigen 

Bestehens des Versorgungswerks 

der Rechtsanwälte im Lande 

Nordrhein-Westfalen soll der nach-

folgende Beitrag dazu dienen, neben 

der geschichtlichen Entwicklung des 

Versorgungswerks einen Überblick 

insbesondere über dessen Mitglied-
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Versorgungswerks. Der Beitrag geht auf ei-

nen Vortrag zurück, den die Verfasser am 

24.2.2010 vor dem AKCDJ in Recklinghau-
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schafts-, Beitrags- und Leistungs-

recht zu geben.  

 

I. Das Entstehen und die Ent-

wicklung des Versorgungswerks 

der Rechtsanwälte im Lande 

Nordrhein-Westfalen 

 

Das erste berufsständische Versor-

gungswerk moderner Prägung war 

die im Jahre 1923 gegründete Baye-

rische Ärzteversorgung, die heute 

noch besteht und bei der es sich um 

das größte berufsständische Versor-

gungswerk der verkammerten Frei-

en Berufe überhaupt handelt.  

 

Der wesentliche Impuls für die 

Gründung weiterer berufsständi-

scher Versorgungswerke ergab sich 

aber erst im Jahre 1957. Im Zuge 

der Beratungen zur damaligen Ren-

tenreform, der so genannten 

Adenauerschen Rentenreform, mit 

der das Prinzip der dynamischen 

Rente in der gesetzlichen Renten-

versicherung eingeführt wurde, 

wurde das Recht zur Selbstversiche-

rung für Selbstständige und Freibe-

rufler ersatzlos gestrichen. Für den 

Bereich der Angestellten wurde eine 

Versicherungspflichtgrenze, wie es 

sie heute noch in der gesetzlichen 

Krankenversicherung gibt, statuiert, 

die bei rund 1.250 DM monatlich 

lag. Wer diese Grenze mit seinem 

Einkommen überschritt, schied aus 

der Rentenversicherung aus, wenn 

er nicht bereits dort für wenigstens 

60 Monate Mitglied gewesen und 

Beiträge gezahlt hatte. Für den Be-

reich der Freien Berufe bedeutete 

dies, dass zahlreiche Angehörige der 

Freien Berufe, die mit ihrem Ein-

kommen die Versicherungspflicht-

grenze der gesetzlichen Rentenver-

sicherung überschritten, aber noch 

nicht fünf Jahre Mitglied waren, vor 

dem versorgungspolitischen Nichts 

gestanden hätten, wenn ihnen nicht 

über die Befreiungsmöglichkeit des 

damaligen § 7 Abs. 2 AVG ein früh-

zeitiges Zutrittsrecht zu den gegrün-

deten Versorgungswerken eröffnet 

worden wäre.  

 

Die Bemühungen der Rechtsanwäl-

te um Versorgungswerke kamen 

lange Zeit nicht voran2. Vorreiter wa-

ren die niedersächsischen Rechts-

anwälte mit der Gründung ihres Ver-

sorgungswerks als selbstständige 

Körperschaft des öffentlichen 

Rechts durch Gesetz vom 

14.3.19823 mit einer Beitragspflicht 

ab Januar 1984. Als Reaktion hierauf 

sahen sich die Kammerversamm-

lungen in Nordrhein-Westfalen ver-

anlasst, ihre Vorstände mit der Prü-

fung zu beauftragen, ob die Grün-

dung eines Rechtsanwaltsversor-

gungswerks auch für Nordrhein-

Westfalen angezeigt sei. Ein von 

den Rechtsanwaltskammern einge-

setzter Ausschuss erarbeitete unter 

Mitwirkung des Versicherungsma-

thematikers Prof. Dr. Klaus Heubeck 

aus Köln den Entwurf einer Satzung, 

der am 22.4.1983 vorgelegt werden 

konnte. Dieser sah insbesondere 

vor: 

 

- Pflichtmitgliedschaft für alle 

Rechtsanwälte, die bei Inkrafttre-

ten der Satzung noch nicht 45 Jah-

re alt sind, 
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- die Möglichkeit des Erwerbs der 

Pflichtmitgliedschaft für alle 

Rechtsanwälte, die bei Inkrafttre-

ten der Satzung zwischen 45 und 

55 Jahre alt sind, 

- die Möglichkeit der Befreiung von 

der Mitgliedschaft für die bei In-

krafttreten der Satzung zugelasse-

nen und zu diesem Zeitpunkt noch 

nicht 45 Jahre alten Rechtsanwäl-

te, 

- Zahlung einer Altersrente, Beruf-

sunfähigkeitsrente, Zuschüsse zu 

Rehabilitationsmaßnahmen, Hin-

terbliebenenrente und Sterbegeld, 

- Berufung der Ersten Vertreterver-

sammlung durch den Justizminis-

ter, Wahl der Zweiten Vertreter-

versammlung durch die Mitglieder, 

Wahl des Vorstandes durch die 

Vertreterversammlung, Wahl des 

Präsidenten, des Vizepräsidenten 

und Bestellung des Geschäftsfüh-

rers durch den Vorstand, 

- Durchführung einer Urabstim-

mung unter den Rechtsanwälten 

des Landes Nordrhein-Westfalen. 

 

 

Michael Prossliner 

 

Von den 11.564 in Nordrhein-

Westfalen zugelassenen Rechtsan-

wälten beteiligten sich 8.167 

(70,62%) an der Urabstimmung. Für 

die Gründung des Versorgungs-

werks stimmten 60,56% der abge-

gebenen Stimmen. Der am 8.5.1984 

von der Landesregierung in den 

Landtag eingebrachte Gesetzesent-

wurf über die Rechtsanwaltsversor-

gung (RAVG NW) wurde im Landtag 

beschlossen und trat am 30.11.1984 

in Kraft4. 
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Die von der Ersten Vertreterver-

sammlung beschlossene Satzung 

wurde am 16.7.1985 vom Justizmi-

nister genehmigt und am 

01.08.1985 veröffentlicht5. Alle Vo-

raussetzungen für die Arbeit des 

Versorgungswerks waren damit er-

füllt. Die Verwaltung des Versor-

gungswerks konnte somit am 

0.10.1985 ihre Arbeit aufnehmen. 

Nach der Erstaufnahme, die am 

1.8.1986 abgeschlossen war, konnte 

das Versorgungswerk 4.877 Mitglie-

der verzeichnen.  

 

Um sich eine Vorstellung vom Mit-

gliederzuwachs zu machen, nach-

stehend folgende Entwicklung: 

 

Am 1.12.1992 hatte das Versor-

gungswerk bereits 10.755 Mitglie-

der, fünf Jahre später am 31.8.1997 

17.007 Mitglieder, am 30.11.2003 

26.330 Mitglieder und am 

31.12.2009 33.210 Mitglieder. Erster 

Präsident des Versorgungswerks 

war Rechtsanwalt Dr. Ekkehart 

Krömer, der am 17.6.1997 nach Er-

reichen des 65. Lebensjahres in den 

Vorstand zurückgetreten ist. An sei-

ner Stelle wurde Rechtsanwalt Lo-

thar Lindenau zum Präsidenten ge-

wählt, der dieses Amt bis heute in-

nehat. Erster Geschäftsführer des 

Versorgungswerks war Rechtsan-

walt Prof. Dr. Greitemann, der diese 

Funktion vom 1.10.1985 bis zum 

31.12.1993 ausübte. An seiner Stelle 

wurde Rechtsanwalt Frank Lange, 

der bis dahin Vorstandsmitglied war, 

zum Geschäftsführer des Versor-

gungswerks berufen und übt diese 

Funktion seither aus.  

 

II. Aufbau und Organisation - 

Selbstverwaltung 

 

Das Versorgungswerk der Rechts-

anwälte im Lande Nordrhein-

Westfalen wurde als selbstständige 

rechtsfähige Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts gegründet. Orga-

ne des Versorgungswerks sind die 

Vertreterversammlung, der Vor-

stand, der Präsident und der Ge-
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schäftsführer6. Das Versor-

gungswerk wird durch den Berufs-

stand nach dem Prinzip der reprä-

sentativen Demokratie selbst ver-

waltet. Das bedeutet, dass die Mit-

glieder des Versorgungswerks die 

Mitglieder der Vertreterversamm-

lung wählen. Die Vertreterversamm-

lung besteht aus 30 Mitgliedern, von 

denen jeweils zehn den Rechtsan-

waltskammern Düsseldorf, Hamm 

und Köln angehören7. Die Vertreter-

versammlung hat insbesondere die 

Aufgabe, über die Beiträge und Leis-

tungen sowie die Satzung zu be-

schließen8.  

 

Der Vorstand besteht aus sieben 

Mitgliedern, die von der Vertreter-

versammlung gewählt werden9. 

Aufgabe des Vorstandes ist es, die 

Geschäfte des Versorgungswerks zu 

führen10.  

 

Der Präsident, der aus der Mitte des 

Vorstands gewählt wird11, leitet die-

sen und vertritt das Versor-

gungswerk gerichtlich und außerge-

richtlich12.  

 

Der Geschäftsführer leitet die Ge-

schäftsstelle, führt die laufenden 

Verwaltungsgeschäfte und vollzieht 

die Beschlüsse des Vorstands13. Er 

wird auf Beschluss des Vorstands 

vom Präsidenten bestellt14.  

 

III. Finanzierungssystem 

 

Für das Versorgungswerk ist kenn-

zeichnend, dass es nicht nach dem 

so genannten Umlageverfahren, wie 

es in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung angewandt wird, finanziert 

ist.  
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Kapitalanlagen 31.12.2009

Hypothekendarlehen

1%

Beteiligungen

4%

Immobilien Fonds

1%

Wertpapiere

61%

Spezialfonds Aktien 

- Kassepositionen und 

ähnliches -

11%

Spezialfonds Aktien 

5%

Spezialfonds Renten

7%

kurzfr. Anlagen

8% Grundstücke und Gebäude

2%

Das Versorgungswerk der Rechts-

anwälte im Lande Nordhrein-

Westfalen arbeitet vielmehr grund-

sätzlich nach dem Versicherungs-

prinzip und finanziert seine Leistun-

gen ohne Zuschüsse des Staates.  

 

Das Versorgungswerk praktiziert da-

bei das sog. „offene Deckungsplan-

verfahren“15. „Offen“ nennt man 

das Verfahren deshalb, weil es einen 

andauernden Zugang von neuen 

Versicherten unterstellt. Für seine 

Funktionsfähigkeit auf Dauer sind 

wie im reinen Umlageverfahren wei-

tere, jüngere Beitragszahler in der 

Zukunft notwendig und durch die 

rechtlichen und bestandsmäßigen 

Gegebenheiten zu garantieren.  

 

Der Ausdruck „Deckungsplan“ steht 

für ein versicherungsmathematisch 

recht kompliziertes, in seinem ge-

danklichen Ansatz allerdings recht 

einfaches Vorgehen: Für das gesam-

te Versorgungssystem, also alle 

heutigen und künftigen Leistungsbe-

rechtigten einschließlich des zukünf-

tigen Zugangs geht man am Bewer-

tungsstichtag davon aus, dass es ei-

nen Ausgleich geben muss zwi-

schen allen künftigen Leistungen auf 

der einen Seite und allen künftigen 

Beiträgen zzgl. des vorhandenen 

Kapitalvermögens und seiner Zinser-

träge auf der anderen Seite. Es be-

steht eine sog. kollektive Äquivalenz 

für den gesamten Versichertenbe-

stand. Zum Stichtag und mit Blick 

auf die Zukunft hat die prospektive 

Bilanz ausgeglichen zu sein. 

 

Ergibt sich ein Überschuss, kann 

dieser reinvestiert oder ausgeschüt-

tet werden, d.h. es können zusätzli-

che Rücklagen oder Leistungsver-

besserungen vorgenommen wer-

den. Ergibt sich eine Unterdeckung, 
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muss für deren baldige Beseitigung 

gesorgt werden.  

 

Eine Besonderheit besteht jedoch 

darin, dass Überschüsse ausschließ-

lich den versicherten Mitgliedern 

zugute kommen dürfen. Das Ver-

sorgungswerk dient weder mögli-

chen Interessen von dritten Investo-

ren noch einem Selbstzweck. 

 

IV. Vermögensanlage 

 

Zum 31.12.2009, dem letzten Bi-

lanzstichtag, betrug das Anlagever-

mögen des Versorgungswerks 3,8 

Mrd. Euro, das wie folgt aufgeteilt 

ist: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2,3 Mrd. € (=61%) sind in festver-

zinslichen Wertpapieren (Schuld-

scheindarlehen, Namensschuldver-

schreibungen) angelegt, die dem 

Versorgungswerk als Grundlage ei-

nen gesicherten Cashflow von 

durchschnittlich 4,77 % Rendite er-

bringen. Insgesamt sind 16% des 

Gesamtvermögens in Aktienfonds 

gebunden, wobei die durchgerech-

nete Aktienquote 5,0% beträgt. Die 

Aktien werden nicht direkt gehalten, 

sondern über richtlinienkonforme 

Sondervermögen („Spezialfonds“) 

von verschiedenen Kapitalanlagege-

sellschaften verwaltet. Das Versor-

gungswerk ist über die deutschen 

Grenzen und Europa hinaus inves-

tiert und hält Aktienspezialfonds in 

den Märkten USA, Asien, und Ja-

pan. 

 

Die Immobilienquote beträgt insge-

samt per 31.12.2009 knapp 8%, 

wobei diese nochmals wie folgt un-

terteilt ist: 1% Hypothekendarlehen, 

2% Direktanlage (Grundstücke und 

Gebäude). Mit 1% ist das Versor-

gungswerk ferner Anteilseigner mit 

anderen Versorgungswerken an ei-

nem Immobilien-Spezialfonds in Eu-

ropa. Über Beteiligungen in Höhe 

von 4% des Gesamtvermögens hält  

das Versorgungswerk darüber hin-

aus Anteile an einem Bürogebäude 

in München und weiteren Immobi-

lien in den USA und Asien. Auch hier 

ist mittlerweile die Diversifikation 

auf das außereuropäische Ausland 

vollzogen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schließlich sind 7% über Spezial-

sondervermögen in Renten und Un-

ternehmensanleihen angelegt. 

 

Per 31.12.2009 waren 8% in Fest- 

und Termingelder angelegt.  

 

Diese Asset-Allocation, also die Auf-

teilung des Gesamtvermögens in 

verschiedene Anlageformen, findet 

ihre Grundlage in den Vorschriften 

über die Kapitalanlage von Versiche-

rungsunternehmen und Versor-

gungswerken, vornehmlich dem 

Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) 

und der Anlageverordnung (AnlV) 

und den dazu erlassenen Rund-

schreiben der Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). 

Anzumerken ist, dass das VAG und 

die Anlageverordnung für unser Ver-

sorgungswerk nicht unmittelbar an-

wendbar sind. Vielmehr wird auf de-



ren Vorschriften in der Versor-

gungswerkeverordnung 

(VersWerkVO NW) verwiesen. Auch 

die Rundschreiben der BaFin müs-

sen erst über unsere Landesauf-

sicht, das Finanzministerium 

Nordrhein-Westfalen, für das Ver-

sorgungswerk für anwendbar erklärt 

werden. Inhaltlich heißt dies, dass 

das Vermögen unter dem Gesichts-

punkt der möglichst großen Sicher-

heit und Rentabilität bei jederzeitiger 

Liquidität anzulegen ist, wobei die in 

der Anlageverordnung festgelegten 

Grenzen für die einzelnen Anlage-

klassen einzuhalten sind. Als Bei-

spiel ist hier die nach der Anlagever-

ordnung festgelegte Höchstgrenze 

für Aktien mit 35% zu nennen. Die-

se Risikokapitalquote hat das Ver-

sorgungswerk nur zu einem Bruch-

teil ausgeschöpft.  

 

Die Kapitalanlagebestände in ihren 

einzelnen Anlageklassen sind der 

Versicherungsaufsicht, dem Fi-

nanzministerium NRW, regelmäßig 

zu melden. Dies erfolgt mittels vor-

gegebener Formblätter jedes Quartal 

und darüber hinaus zum Jahresen-

de. Hierbei wird unter anderem die 

Einhaltung der Anlageverordnung 

mit ihren Mischungs- und 

Streuungsvorschriften überprüft. 

 

Die Durchschnittsverzinsung aller 

Kapitalanlagen lag im Jahre 2009 bei 

ca. 4,6%. 

 

In den vergangenen Jahren wurde 

immer wieder die Frage gestellt, wie 

sicher berufsständische Versor-

gungswerke im Zeichen der Finanz-

krise bzw. der allgemeinen Wirt-

schaftskrise sind16. Das Versor-

gungswerk der Rechtsanwälte im 

Lande Nordrhein-Westfalen ist nach 

Anlageklassen und Emittenten auf 

eine breite Basis gestellt. Der Anla-

geprozess ist dabei konservativ und 

auf Sicherheit bedacht.  

 

V. Mitgliedschaft 

 

                                                        
16

 hierzu auch Lindenau/Lange, KammerMit-

teilungen RAK Düsseldorf 1/2009, 26, 28 f. 

= KammerReport Hamm 3/2009, 9, 11 f. 

Die Pflichtmitgliedschaft im Versor-

gungswerk der Rechtsanwälte im 

Lande Nordrhein-Westfalen er-

wächst grundsätzlich mit der 

Pflichtmitgliedschaft in einer der drei 

Rechtsanwaltskammern im Lande 

Nordrhein-Westfalen, also den 

Rechtsanwaltskammern Düsseldorf, 

Hamm und Köln17. Es bedarf dabei 

keiner Erklärung des Mitglied-

schaftsverpflichteten und/oder der 

Annahme bzw. förmlichen Aufnah-

me durch das Versorgungswerk. 

Von der Pflichtmitgliedschaft wer-

den sowohl Selbstständige als auch 

angestellte Rechtsanwälte erfasst 

sowie kammerangehörige Rechts-

beistände. 

 

Die Verpflichtung zur Pflichtmit-

gliedschaft erstreckt sich nicht auf 

Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälte, die bei erstmaliger Kammer-

mitgliedschaft das 45. Lebensjahr 

bereits überschritten haben18. Der 

Grund hierfür ist, dass diejenigen 

Kolleginnen und Kollegen, die erst 

nach Vollendung des 45. Lebensjah-

res in den Beruf eintreten, in der 

verbleibenden aktiven Zeit bis zum 

Erreichen der Altersrente nicht mehr 

die Versorgungsbeiträge einzahlen 

können, die dem Gegenwert für die 

ihnen im Rahmen des Versor-

gungswerks zustehenden Versor-

gungsrenten entsprechen. Von der 

Mitgliedschaft im Versorgungswerk 

werden Berufsstandsangehörige be-

freit, die aus einem anderen Kam-

merbereich zuziehen und die Mit-

gliedschaft in dem dort zuständigen 

Rechtsanwaltsversorgungswerk 

fortsetzen19. Voraussetzung ist, dass 

ein Befreiungsantrag gestellt wird. 

Der Antrag ist innerhalb von sechs 

Monaten nach Eintritt der Voraus-

setzungen zu stellen. Nach Ablauf 

der Sechsmonatsfrist ist die Befrei-

ung ausgeschlossen20.  
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 § 2 Abs. 1 RAVG NW. 

18
 § 2 Abs. 2 RAVG NW i.V.m. § 10 Nr.2. 

19
 § 2 Abs. 3 Nr. 1 RAVG NW i.V.m. § 11 Abs. 

2. 

20
 § 11 Abs. 4 S. 1. 

Entsprechend besteht für Mitglieder, 

die ihre berufliche Tätigkeit aus dem 

Zuständigkeitsbereich des Versor-

gungswerks verlegen, die Möglich-

keit der freiwilligen Fortsetzung der 

Mitgliedschaft21. Auch hier bedarf es 

eines dahingehenden schriftlichen 

Antrags an das Versorgungswerk. 

Die Frist beträgt hier ebenfalls sechs 

Monate nach Verlegung der Berufs-

tätigkeit aus der Zuständigkeit des 

Versorgungswerks. Im Falle des 

Ausscheidens aus dem Versor-

gungswerk besteht die Möglichkeit, 

die Beiträge auf das neu zuständige 

Rechtsanwaltsversorgungswerk 

überleiten zu lassen22. Entsprechen-

des gilt für Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte, die aus einem ande-

ren Kammerbereich nach Nordhrein-

Westfalen wechseln. Die Überlei-

tung erfolgt nur auf Antrag, der in-

nerhalb von sechs Monaten ab Ver-

legungszeitpunkt bei einem der be-

teiligten Versorgungswerke zu stel-

len ist23. Überleitungsabkommen 

bestehen derzeit mit den anwaltli-

chen Versorgungswerken in Baden-

Württemberg, Brandenburg, Bre-

men, Hessen, Mecklenburg-

Vorpommern, Niedersachsen, 

Rheinland-Pfalz, Saarland, Schles-

wig-Holstein und Thüringen.  

 

VI. Beiträge  

 

Die Rentenanwartschaften beim 

Versorgungswerk werden durch 

Zahlung einkommensbezogener Bei-

träge erworben. Die Beitragsbe-

rechnung orientiert sich an der in der 

gesetzlichen Rentenversicherung 

geltenden Beitragsbemessungs-

grenze sowie auch an deren Bei-

tragssatz24. Die Beitragsbemes-

sungsgrenze liegt im Jahre 2010 bei 

einem Monatseinkommen von 

5.500 Euro, so dass sich bei Zugrun-

delegung des Beitragssatzes von 

19,9% als höchster Pflichtbeitrag im 
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Jahre 2010 ein Monatsbeitrag von 

1.094,50 Euro ergibt, der auch als 

Regelpflichtbeitrag bezeichnet wird. 

Mitglieder, deren Einkommen die 

Beitragsbemessungsgrenze von 

5.500 Euro bzw. 66.000 Euro im 

Jahr nicht erreicht, entrichten ihren 

Beitrag auf Antrag nach dem nach-

gewiesenen Einkommen. Aus die-

sem Einkommen ist ein Beitrag in 

Höhe von 19,9% zu entrichten25.  

 

Mitglieder, die noch nicht 5 Jahre 

zur Rechtsanwaltschaft zugelassen 

sind, entrichten aus ihrem aus 

selbstständiger Tätigkeit erzielten 

Arbeitseinkommen nur den halben 

Beitrag, mithin 9,95%. Von allen 

Mitgliedern ist jedoch wenigstens 

der Mindestbeitrag in Höhe von 

109,45 Euro/Monat zu entrichten26.  

 

Schließlich steht allen Mitgliedern 

die Möglichkeit offen, zusätzliche 

freiwillige Beiträge für das jeweils 

laufende Kalenderjahr zu entrich-

ten27. Die Beitragszahlung ein-

schließlich des Pflichtbeitrages ist 

auf 13/10 des Regelpflichtbeitrages 

begrenzt28. Sie beträgt für das Jahr 

2010 insgesamt 17.074,20 Euro 

oder monatlich 1.422,85 Euro. Eine 

Begrenzung tritt ab Vollendung des 

57. Lebensjahres ein29. 

 

VII. Leistungen 

 

Das Versorgungswerk bietet Versor-

gungsschutz bei Berufsunfähigkeit, 

im Alter und für Hinterbliebene als 

Regelleistung30; zusätzlich beteiligt 

es sich in besonderen Fällen in Form 

von Zuschüssen an medizinischen 

Rehabilitationsmaßnahmen31. Eine 

weitere Leistung ist die Zahlung von 

Sterbegeld32.  

 

1. Berufsunfähigkeitsrente 
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 § 30 Abs. 2. 
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 § 30 Abs. 5. 
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 § 32 Abs. 1 S. 1. 
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 § 32 Abs. 1 S. 2.  
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 § 32 Abs. 2.  
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  § 8 Abs. 1 Nr. 1-3 RAVG NW.  

31
 § 8 Abs. 2 RAVG NW i.V.m. § 20. 
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Die Anwartschaft auf Berufsunfä-

higkeitsrente entsteht schon nach 

der Entrichtung von Beiträgen für 

drei Monate vor Eintritt der Berufs-

unfähigkeit33. Eine Gesundheitsprü-

fung bei Mitgliedschaftsbeginn er-

folgt ebenso wenig wie eine Be-

schränkung des Versicherungs-

schutzes für bestimmte Risiken. Ein 

Ausschlussgrund liegt nur dann vor, 

wenn das Mitglied bei Beginn der 

Mitgliedschaft bereits berufsunfähig 

war34.  

 

Die Anspruchsvoraussetzungen zur 

Gewährung einer Berufsunfähig-

keitsrente liegen dann vor, wenn das 

Mitglied aufgrund gesundheitlicher 

Beeinträchtigungen nicht mehr in 

der Lage ist, seine berufliche Tätig-

keit als Rechtsanwalt auszuüben 

und es die Tätigkeitsausübung ein-

gestellt hat35. Der Begriff der beruf-

lichen Tätigkeit ist dabei auf das Be-

rufsbild „Rechtsanwalt“ be-

schränkt36. Eine Verweisung auf ei-

ne Tätigkeit außerhalb der Berufs-

gruppe der Rechtsanwälte ist damit 

ausgeschlossen, so dass hier ein be-

rufsspezifischer Invaliditätsschutz 

gegeben ist. Die Berufsunfähigkeits-

rente kann befristet gewährt wer-

den37. Keine Berufsunfähigkeit wird 

jedoch gewährt bei einer teilweisen 

Berufsunfähigkeit. Damit liegt Be-

rufsunfähigkeit auch dann nicht vor, 

wenn die jeweilige Tätigkeit nur 

noch im Rahmen einer Teilzeitbe-

schäftigung ausgeübt werden kann. 

Ebenso ist unerheblich, ob die dem 

Mitglied noch mögliche Verweistä-

tigkeit auf dem Arbeitsmarkt verfüg-

bar ist38.  

 

2. Altersrente 

Aufgrund der in den letzten Jahren 

festzustellenden steigenden Le-

benserwartung und der damit ein-

hergehenden längeren Leistungsbe-

zugsdauer der Rentner hat das Ver-
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 § 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2. 
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 OVG Nordrhein-Westfalen, 30.10.2008, 5 A 

2437/06. 
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 § 18 Abs. 2. 
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 OVG Nordrhein-Westfalen, 02.03.2005, 4 A 

3680/00. 

sorgungswerk ab Januar 2009 

schrittweise die Altersrente mit 67 

eingeführt39. Dies erfolgte auf der 

Basis umfangreicher versiche-

rungsmathematischer Berechnun-

gen nach langen Diskussionen in der 

Vertreterversammlung des Versor-

gungswerks. Die Regelaltersgrenze 

wurde dabei nicht in einem einmali-

gen Schritt angehoben, sondern glei-

tend, denn der Anstieg der Lebens-

erwartung ist bei den älteren Mit-

gliedern nicht so ausgeprägt wie bei 

den jüngeren. Dabei erfolgt eine ers-

te Verschiebung um einen Monat 

beim Geburtsjahrgang 1949, ab dem 

Geburtsjahr 1976 ist die neue Re-

gelaltersgrenze erreicht40. Grund-

sätzlich kann man sagen, dass die 

Regelaltersgrenze sukzessive in 

Monatsschritten angehoben wird. 

Weiterhin kann jedoch schon vor Er-

reichen der Regelaltersgrenze Al-

tersrente bezogen werden, nämlich 

ab Vollendung des 60. Lebensjahres, 

allerdings mit Abschlägen. Darüber 

hinaus kann der Altersrentenbeginn 

sogar bis zur Vollendung des 70. Le-

bensjahres hinausgeschoben wer-

den und damit die Monatsrente er-

heblich erhöht werden. Es gibt also 

künftig eine Zeitspanne von 10 Jah-

ren für den vom Mitglied selbst zu 

bestimmenden Beginn der Alters-

rente. Jedes Mitglied kann damit im 

größtmöglichen Umfang seine indi-

viduelle Lebensplanung verwirkli-

chen.  

 

Nachstehend wird an drei Beispielen 

illustriert, wie sich die Altersrente 

berechnet. Das erste Beispiel betrifft 

die Rentenanwartschaft für eine Re-

gelaltersrente, das zweite Beispiel 

betrifft den vorzeitigen Rentenbe-

ginn und das dritte Beispiel den Auf-

schub der Rente.  

 

Die Rentenanwartschaft errechnet 

sich nach der Rentenformel des § 

19 Abs. 1 aus dem Rentensteige-

rungsbetrag multipliziert mit der An-

zahl der anzurechnenden Versiche-

rungsjahre und dem persönlichen 
durchschnittlichen Beitragsquotien-
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 vgl. JMBl. NRW Nr. 8 v. 15.04.2008. 
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 § 17 Abs. 1. 



ten. Der Rentensteigerungsbetrag 

wird dabei jährlich aufgrund des Jah-

resabschlusses und des versiche-

rungsmathematischen Gutachtens 

des vorletzten Geschäftsjahres von 

der Vertreterversammlung auf Vor-

schlag des Vorstands festgesetzt. 

Der Beschluss ist durch die Aufsicht 

zu genehmigen und dann bekannt-

zugeben.  

 

Folgendes Beispiel vermag die Ren-

tenformel zu verdeutlichen: 

 

Ein Mitglied tritt mit Vollendung des 

28. Lebensjahres in das Versor-

gungswerk ein und entrichtet seit 

diesem Zeitpunkt bis zur Vollendung 

des 67. Lebensjahres monatliche 

Beiträge in Höhe des Regelpflicht-

beitrages, also 1.094,50 Euro.  

 

Das Mitglied erreicht damit unter 

Einschluss der acht beitragsfreien 

Versicherungsjahre nach § 19 Abs. 3 

Nr. 3 insgesamt 47 Versicherungs-

jahre und einen Durchschnittsquoti-

enten von 1,0000. Multipliziert mit 

dem Rentesteigerungsbetrag von 

83,00 Euro beträgt die hieraus resul-

tierende Altersrente ab Alter 67 mo-

natliche 3.901 Euro.  

 

Bei vorzeitigem Rentenbeginn, frü-

hestens nach Vollendung des 60. 

Lebensjahres, sind versicherungs-

mathematische Abschläge zu be-

rücksichtigen. 

 

Unter Berücksichtigung des zuvor 

genannten Beispiels und eines Ren-

tenbeginns mit Alter 60 erreicht das 

Mitglied unter Einschluss der acht 

beitragsfreien Versicherungsjahre 40 

Versicherungsjahre und einen 

Durchschnittsquotienten von 

1,0000. Multipliziert mit dem Ren-

tensteigerungsbetrag von 83,00 Eu-

ro errechnet sich ein Betrag von 

3.320 Euro. Gekürzt um den versi-

cherungsmathematischen Abschlag 

in Höhe von 29,6% beträgt die hie-

raus resultierende Altersrente ab Al-

ter 60 monatlich 2.337,28 Euro.  

 

Für den Fall, dass der Rentenbeginn 

über das 67. Lebensjahr hinaus, ma-

ximal bis zur Vollendung des 70. Le-

bensjahres, aufgeschoben wird, sind 

versicherungsmathematische Zu-

schläge nach der Tabelle des § 17 

Abs. 3 zu berücksichtigen.  

 

Hierbei kann das Mitglied wählen, 

ob es für die Dauer des Aufschubs 

zur weiteren Erhöhung der Renten-

anwartschaft den monatlichen Mit-

gliedsbeitrag weiterzahlt oder die 

Beitragszahlung einstellt.  

 

Unter Berücksichtigung des o.g. 

Beispiels und einer Beitragszahlung 

bis zum Rentenbeginn mit Alter 70 

erreicht das Mitglied 50 Versiche-

rungsjahre und einen Durchschnitts-

quotienten von 1,0000. Multipliziert 

mit dem Rentensteigerungsbetrag 

von 83 Euro errechnet sich ein Be-

trag von 4.150 Euro. Zzgl. eines ver-

sicherungsmathematischen Zu-

schlages in Höhe von 20,80% be-

trägt die hieraus resultierende Al-

tersrente ab Alter 70 monatlich 

5.013,20 Euro. 

 

Ohne Beitragszahlung über das 67. 

Lebensjahr hinaus ergibt sich dem-

gegenüber ab Alter 70 eine monatli-

che Rente in Höhe von 4.712,44 Eu-

ro.  

 

3. Hinterbliebenenrente 

Das Versorgungswerk zahlt Hinter-

bliebenenrente an Witwen/Witwer 

und Waisen41. Die Höhe der Wit-

wen- und Witwerrenten beträgt da-

bei 60% des Rentenanspruchs oder 

der Rentenanwartschaft des ver-

storbenen Mitglieds42. Ist die Ehe 

des Mitglieds erst nach Vollendung 

des 60. Lebensjahres oder nach Ein-

tritt der Berufsunfähigkeit geschlos-

sen worden und hat sie zum Zeit-

punkt des Todes des Mitglieds nicht 

mindestens drei Jahre bestanden, 

so besteht kein Anspruch auf Wit-

wen-/Witwerrente43.  

 

Neben den Witwen-/Witwerrenten 

leistet das Versorgungswerk Halb- 

und Vollwaisenrenten. Halb- und 

                                                        
41

 § 21 Abs. 1. 
42

 § 24 Abs. 1. 
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 § 22 Abs. 2.  

Vollwaisenrenten werden bis zum 

vollendeten 18. Lebensjahr ge-

zahlt44. Über diesen Zeitpunkt hinaus 

erfolgt eine Zahlung nur dann, wenn 

der/die Waise sich in Ausbildung be-

findet, längstens jedoch bis zur Voll-

endung des 27. Lebensjahres45. Die 

Höhe der Waisenrenten beträgt da-

bei bei Halbwaisen 20%, bei Voll-

waisen 30% des Rentenanspruchs 

oder der Rentenanwartschaft des 

verstorbenen Mitglieds46.  

 

Bislang sieht die Satzung keine Hin-

terbliebenenrente für Hinterbliebene 

gleichgeschlechtlicher Lebenspart-

nerschaften vor. Diese Rechtslage 

entspricht der Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts47.  

Gleichwohl hat sich der Vorstand 

entschlossen, der Vertreterver-

sammlung eine dahingehende Sat-

zungsänderung zu empfehlen, dass 

zukünftig auch für Hinterbliebene 

gleichgeschlechtlicher Lebenspart-

nerschaften eine Hinterbliebenen-

rente gewährt wird. Anlass hierfür 

ist ein Beschluss des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 7.7.2009, in dem 

dieses eine verfassungswidrige Un-

gleichbehandlung eingetragener Le-

benspartnerschaften im Bereich der 

betrieblichen Hinterbliebenenversor-

gung durch die Satzung der Versor-

gungsanstalt des Bundes und der 

Länder (VBL) gegenüber Eheleuten 

festgestellt hat48. Zwar betrifft der 

Beschluss des Bundesverfassungs-

gerichts ausdrücklich lediglich den 

Bereich der betrieblichen Altersver-

sorgung im öffentlichen Dienst, al-

lerdings hat eine nähere Analyse der 

Entscheidung ergeben, dass das 

Bundesverfassungsgericht die eben 

genannte zu einem berufsständi-

schen Versorgungswerk ergangene 

Entscheidung des Bundesverwal-

tungsgerichts für unzutreffend hält49. 

Da der erkennende erste Senat auch 
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 BVerwG, NJW 2008, 246; gegen diese Ent-
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3091/07 eine Verfassungsbeschwerde beim 

BVerfG anhängig. 
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 BVerfG, 7.7.2009, 1 BvR 1164/07. 
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 Tz. 112 des Beschlusses.  



für die berufsständischen Versor-

gungswerke zuständig ist, ist davon 

auszugehen, dass über die gegen 

das Urteil des Bundesverwaltungs-

gerichts anhängige Verfassungsbe-

schwerde ebenso entschieden wird.  

 

VIII. Ausgewählte Themen 

 

1. Befreiung von der Versicherungs-

pflicht in der gesetzlichen Renten-

versicherung 

Angestellte Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte sind grundsätzlich 

sowohl versicherungspflichtig in der 

gesetzlichen Rentenversicherung als 

auch Pflichtmitglieder des Versor-

gungswerks. Für diesen Personen-

kreis besteht nach § 6 Abs. 1 S.1 Nr. 

1 SGB VI die Möglichkeit der Befrei-

ung von der Versicherungspflicht in 

der gesetzlichen Rentenversiche-

rung, wenn die dort näher genann-

ten tatbestandlichen Voraussetzun-

gen erfüllt sind.  

 

Ziel des in § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB 

VI festgeschriebenen Befreiungs-

rechts ist es, zu verhindern, dass 

derjenige, der sowohl in einem be-

rufsständischen Versorgungswerk 

als auch in der gesetzlichen Renten-

versicherung pflichtversichert ist, 

mit einer doppelten Beitragslast be-

legt wird50.  

 

Zudem soll durch das Befreiungs-

recht erreicht werden, dass ange-

stellte Versicherte, die im späteren 

Verlauf ihres Berufslebens in die 

Selbstständigkeit überwechseln, ei-

ne geschlossene Versicherungsbio-

graphie in der berufsständischen 

Versorgung aufbauen können51. Für 

Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälte, die als Angestellte in einer 

Kanzlei arbeiten, entstehen hier kei-

nerlei Probleme.  

 

Problematisch ist jedoch die Beurtei-

lung bei Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälten, die bei einem 

nichtanwaltlichen Arbeitgeber be-
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 Boecken, in: Schulin (Hrsg.), Handbuch des 

Sozialversicherungsrechts – Band 3 Renten-

versicherungsrecht, 1999, § 14 Rdnr. 12.  
51

 BT-Drucksache 13/2590, S. 18. 

schäftigt sind, den sog. 

„Syndikusanwälten“. Für eine Be-

freiung von der Versicherungspflicht 

in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung ist hier erforderlich, dass die 

Syndikusanwältin bzw. der 

Syndikusanwalt eine berufsspezi-

fisch anwaltliche Tätigkeit bei sei-

nem nichtanwaltlichen Arbeitgeber 

ausübt. Um diesen unbestimmten 

Rechtsbegriff besser fassen zu kön-

nen, hat die damalige Bundesversi-

cherungsanstalt für Angestellte 

(BfA) – jetzt: Deutsche Rentenversi-

cherung Bund – zusammen mit der 

Arbeitsgemeinschaft berufsständi-

scher Versorgungseinrichtungen e.V. 

(ABV) – dem Dachverband der be-

rufsständischen Versorgungswerke 

– vier Kriterien entwickelt, die erfüllt 

sein müssen, damit von einer „be-

rufsspezifischen“ anwaltlichen Tä-

tigkeit auszugehen ist. Hierbei han-

delt es sich um die Merkmale der 

Rechtsberatung, Rechtsentschei-

dung, Rechtsgestaltung und 

Rechtsvermittlung52. Die ersten drei 

Merkmale sind § 3 BRAO entnom-

men, zusätzlich hat die Rentenversi-

cherung noch das Merkmal der 

„Rechtsvermittlung“ gefordert53. 

Diese vier Merkmale, die immer 

noch recht unbestimmt sind, wur-

den durch die Deutsche Rentenver-

sicherung Bund in einem Merkblatt 

für nichtanwaltliche Arbeitgeber von 

Rechtsanwälten weiter konkretisiert. 

Um zu einer Befreiung zu gelangen, 

muss der Syndikusanwalt diese vier 

Merkmale kumulativ erfüllen. Der 

Nachweis erfolgt durch eine Stellen- 

und Funktionsbeschreibung, die 

dem Arbeitsvertrag beizufügen ist. 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass sich 

dieses Verfahren grundsätzlich be-

währt hat. Auch die Rechtsprechung 

wendet die vier Kriterien an. So hat 

das Landessozialgericht Hessen mit 

Urteil vom 29.10.2009 entschieden, 

dass Voraussetzung einer Befreiung 

von der Versicherungspflicht in der 

gesetzlichen Rentenversicherung 
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 Grundlegend hierzu M. Prossliner, AnwBl. 

2009, 133. 
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 krit. hierzu Huff, in: Gaier/Wolf/Göcken, 

Anwaltliches Berufsrecht, 2010, § 46 BRAO 

Rdnr. 34. 

bei einer Syndikusanwältin ist, dass 

sie rechtsentscheidend, rechtsbera-

tend, rechtsgestaltend und rechts-

vermittelnd für ihren Arbeitgeber tä-

tig ist54. Es bleibt zu hoffen, dass 

diese Rechtsprechung auch von den 

nordrhein-westfälischen Sozialge-

richten – insbesondere vom Landes-

sozialgericht – übernommen wird.  

 

2. Versorgungswerke und Steuern 

Die steuerrechtliche Behandlung 

von Beitragszahlungen sowie Ver-

sorgungsleistungen wurde durch 

das Alterseinkünftegesetz zum 

1.1.2005 neu geregelt55. Ziel dieser 

Neuregelung ist der Übergang zur so 

genannten nachgelagerten Besteue-

rung, d.h., dass die Beitragszahlun-

gen zum berufsständischen Versor-

gungswerk während der Anwart-

schaftsphase steuermindernd be-

rücksichtigt werden, wenn diese der 

gesetzlichen Rentenversicherung 

vergleichbare Leistungen anbieten56, 

während die Versorgungsleistungen 

später zu versteuern sind. Allerdings 

erfolgt dieser Übergang nur schritt-

weise. Das Alterseinkünftegesetz 

sieht vor, dass beginnend ab dem 

Jahr 2005 zunächst 60% der indivi-

duell getätigten Aufwendungen be-

rücksichtigt werden57. Dieser Pro-

zentsatz steigt jährlich um 2% an, so 

dass im Jahr 2025 die Beiträge zu 

100% als Sonderausgaben geltend 

gemacht werden können58. Korres-

pondierend zur ansteigenden steu-

ermindernden Berücksichtigung der 

Beitragsleistungen verhält sich die 

Besteuerung der Versorgungsleis-

tungen. Um Doppelbesteuerungen 

zu vermeiden, wird denjenigen 

Rentnern, deren Versorgungsbeginn 

vor dem Jahre 2040 einsetzt, bei 

Rentenbeginn ein vom Rentenein-

trittszeitpunkt abhängiger fester 

Steuerfreibetrag eingeräumt, der 
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auch bei Folgerenten greift. Der 

Rentenfreibetrag umfasst für alle 

Bestandsrentner und Versicherte, 

die im Jahr 2005 erstmals Versor-

gungsleistungen erhalten, 50% der 

Rentenleistungen59. Bis zum Jahr 

2020 nimmt dieser Prozentsatz jähr-

lich um 2% ab; ab 2021 bis 2040 er-

folgt dann eine Reduzierung um je-

weils 1% jährlich. 

 

3. Versorgungsausgleich 

Nach dem seit dem 1.7.1977 gel-

tenden deutschen Ehe- und Schei-

dungsrecht findet zwischen den ge-

schiedenen Ehegatten ein Versor-

gungsausgleich statt, soweit für bei-

de oder für einen von ihnen in der 

Ehezeit Anwartschaften oder Aus-

sichten auf Versorgung wegen Al-

ters- oder Berufs- und Erwerbsunfä-

higkeit begründet oder aufrechter-

halten worden sind. Durch das Ge-

setz zur Strukturreform des Versor-

gungsausgleichs (VAStrRefG) vom 

3.4.2009, das am 8.4.2009 im Bun-

desgesetzblatt verkündet worden 

ist60, ist der Versorgungsausgleich 

zum 1.9.2009 grundlegend umge-

staltet worden. Nach dem alten 

Recht galt das Prinzip der Saldie-

rung. Der insgesamt ausgleichsbe-

rechtigte Ehepartner erhielt einen 

Ausgleichsanspruch in Höhe der 

halben Wertedifferenz der Ansprü-

che. Nun gilt der Grundsatz der in-

ternen Teilung. Jedes Anrecht ist in-

nerhalb des jeweiligen Versorgungs-

systems bei dem Versorgungsträ-

ger, bei dem es entstanden ist – z.B. 

gesetzliche Rentenversicherung, be-

rufsständische Versorgung, betrieb-

liche Altersversorgung – hälftig zu 

teilen. Der ausgleichsberechtigte 

Ehegatte erhält ein eigenständiges 

Anrecht mit gleichen Chancen und 

Risiken. Das Anrecht des jeweils 

ausgleichspflichtigen Ehegatten wird 

entsprechend gekürzt. Folge der in-

ternen Teilung ist, dass bei einem 

Versorgungsausgleich nach dem 

VersAusglG auch für 

Nichtberufsstandsangehörige Ren-

tenanwartschaften beim Versor-

gungswerk begründet werden müs-
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 BGBl. I 2009, S. 700. 

sen. Somit sind künftig nach einem 

Versorgungsausgleich auch Renten-

leistungen an Personen zu erbrin-

gen, die nicht Mitglied eines 

Rechtsanwaltsversorgungswerks 

werden können oder sind. Die Ge-

währung von Berufsunfähigkeitsren-

te an Nichtberufsstandsangehörige 

wäre aufgrund der speziellen be-

rufsspezifischen Definition der Be-

rufsunfähigkeit beim Versor-

gungswerk der Rechtsanwälte im 

Lande Nordrhein-Westfalen proble-

matisch. Das Versorgungswerk hat 

daher von der Möglichkeit, den Risi-

koschutz auf die Altersrente zu be-

schränken61, Gebrauch gemacht: 

Der ausgleichsberechtigte 

Nichtberufstandsangehörige hat ei-

nen Leistungsanspruch auf die Al-

tersrente gegen einen Zuschlag, der 

gegenwärtig bei einem Ehezeitende 

bis zur Vollendung des 46. Lebens-

jahres 21,3% beträgt62. Danach sinkt 

dieser Zuschlag ab. Beträgt das Alter 

bei Ehezeitende 62, beträgt der Zu-

schlag nur noch 15,0%. Ist der oder 

die Ausgleichsberechtigte Mitglied 

des Versorgungswerks, so besteht 

ein entsprechend erhöhter Anspruch 

auf Alters-, Berufsunfähigkeits- und 

Hinterbliebenenrente63.  

 

4. Zeiten der Kindererziehung 

Mit Beschluss vom 5.4.2005 hat das 

Bundesverfassungsgericht ent-

schieden, dass die Verpflichtung, 

während einkommensloser Zeiten 

der Kinderzerziehung Beiträge zu ei-

nem berufsständischen Versor-

gungswerk zu entrichten, gegen Art. 

3 Abs. 2 GG verstößt64. Das Versor-

gungswerk der Rechtsanwälte im 

Lande Nordrhein-Westfalen hat die-

ser Entscheidung sowohl auf der 

Beitrags- wie auf der Leistungsseite 

Rechnung getragen. So wird nach 

der Satzung des Versorgungswerks 

ein Mitglied nach der Geburt eines 

Kindes bei Einstellung der Berufstä-

tigkeit auf Antrag für eine Elternzeit 

von maximal drei Jahren von der 
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Beitragspflicht befreit65. Eine Bei-

tragsbefreiung ist allerdings nur 

möglich, wenn kindererziehungsbe-

dingt überhaupt keine Erwerbstätig-

keit ausgeübt wird66. Darüber hinaus 

werden Kinderbetreuungszeiten – 

stichtagsbezogen für einen Zeitraum 

von drei Jahren ab der Geburt eines 

Kindes – auch auf der Leistungsseite 

anerkannt und zwar in Form einer 

sog. Ausklammerungsregelung67. 

Hierbei wird festgelegt, dass zu-

gunsten der Mitglieder bei der Ren-

tenberechnung maximal drei Jahre 

Kinderbetreuungszeiten bei der Er-

mittlung der Rentenhöhe unberück-

sichtigt bleiben, wenn während der 

Kinderbetreuung keine Beiträge ge-

leistet wurden und dies zu einer ge-

ringeren Rente führt als diejenige, 

die sich unter Einschluss dieser Zeit 

ergibt.  

 

Mit Urteil vom 31.1.2008 hat das 

Bundessozialgericht68 entschieden, 

dass auch für Mitglieder berufsstän-

discher Versorgungseinrichtungen 

Kindererziehungszeiten als renten-

steigernde bzw. rentenbegründende 

Beitragszeit bei der Deutschen Ren-

tenversicherung Bund anerkannt 

werden müssen, wenn das jeweilige 

Versorgungswerk – und dies betrifft 

auch das Rechtsanwaltsversor-

gungswerk in Nordhrein-Westfalen – 

keine gleichwertige Berücksichti-

gung von Kindererziehungszeiten 

vornimmt. Dieses ist den Versor-

gungswerken deshalb nicht möglich, 

weil sie – anders als die gesetzliche 

Rentenversicherung – keine staatli-

chen Zuwendungen zur Finanzierung 

einer anwartschaftssteigernden Kin-

dererziehungszeit erhalten. Die Mit-

glieder des Versorgungswerks kön-

nen daher die Anrechnung von Kin-

dererziehungszeiten auch für ver-

gangene Zeiträume bei der Deut-

schen Rentenversicherung beantra-

gen.  
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Der Gesetzgeber hat die Vorgaben 

des Bundessozialgerichts nun in der 

Neufassung des § 56 Abs. 4 Nr. 3 

SGB VI umgesetzt. Danach können 

die Mitglieder des Versorgungs-

werks die Anrechnung von Kinderer-

ziehungszeiten bei der Deutschen 

Rentenversicherung beantragen, 

wobei für Kinder, die vor 1992 gebo-

ren wurden, ein Jahr und für nach 

1992 geborene Kinder drei Jahre an-

gerechnet werden69.  

 

Erreicht ein Mitglied des Versor-

gungswerks in der gesetzlichen 

Rentenversicherung durch die An-

rechnung von Kindererziehungszei-

ten in Verbindung mit etwaigen wei-

teren Beitragszeiten die für eine 

Anwartschaft auf Altersrente erfor-

derlichen 60 Beitragsmonate nicht, 

besteht über die ebenfalls neu ge-

fasste Vorschrift des § 208 SGB VI 

die Möglichkeit, nach Erreichen der 

Regelaltersgrenze freiwillige Beiträ-

ge für die fehlenden Beitragsmonate 

zur Auffüllung nachzuzahlen, um so 

eine Rentenanwartschaft zu erhal-

ten. Dies gilt auch für Mitglieder, die 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt be-

reits Rentner sind.  

 

IX. Zusammenfassung 

 

Die Rechtsanwältinnen und Rechts-

anwälte in Nordrhein-Westfalen ha-

ben sich mit dem Versorgungswerk 

der Rechtsanwälte im Lande 

Nordrhein-Westfalen ein Alterssi-

cherungssystem geschaffen, das 

sich an ihren spezifischen Bedürf-

nissen orientiert. Die Finanzierung 

des Versorgungswerks ist solide und 

anpassungsfähig. Das offene De-

ckungsplanverfahren, das das Ver-

sorgungswerk der Rechtsanwälte im 

Lande Nordrhein-Westfalen verwen-

det, ist ein angemessenes und be-

währtes Instrument, das seinen 

Mitgliedern eine umfassende Siche-

rung im vorzeitigen Leistungsfall und 

im Alter garantiert. Sein kollektiver 

Ansatz, seine Offenheit für den 

Neuzugang, seine Verbindung von 

Umlageverfahren und Kapitalbildung 
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sorgen dafür, dass das Leistungsni-

veau relativ günstig finanziert und 

dynamisiert werden und das System 

so gesteuert werden kann, dass es 

auch langfristig seine Funktion mög-

lichst reibungslos und generationen-

gerecht erfüllt.  

 

Schließlich ist nicht deutlich genug 

zu sagen, dass das Versor-

gungswerk der Rechtsanwälte im 

Lande Nordrhein-Westfalen – wie al-

le deutschen berufsständischen 

Versorgungswerke – Staat und Ge-

sellschaft entlastet, weil es seine 

Leistungen ausschließlich aus sei-

nen Mitgliedsbeiträgen sowie den 

Erträgen seiner Vermögensanlage 

ohne jegliche staatliche Zuschüsse 

erbringt. Vielmehr beteiligen sich die 

Mitglieder unseres Versorgungs-

werks an der gesamtgesellschaftli-

chen Solidarität mit der gesetzlichen 

Rentenversicherung, indem durch 

ihre Steuern der staatliche Bundes-

zuschuss zur Rentenversicherung 

mitfinanziert wird, ohne dass sie 

hiervon etwas haben. 

 

 


